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Steuern (Wehropfer, Wehrsteuer, Kriegsgewinnsteuer, Umsatzsteuer) gedeckt 
werden konnte10. Auf diese Weise wurde ein so bedeutender Anteil der durch 
die ausserordentlichen Ausgaben des Bundes entstehenden Kaufkraft resor
biert, dass sich fast keine inflationistischen Wirkungen bemerkbar machten, 
zumal die Eidgenossenschaft auch zur Deckung ihrer periodischen Kassabe
dürfnisse den kurzfristigen Kredit der Nationalbank nur in relativ bescheide
nen Grenzen in Anspruch nahm (die von dem Noteninstitut diskontierten Res
kriptionen des Bundes überschritten den Betrag von ca. 100 Millionen Franken 
nur zeitweilig; gehen sie für längere Zeit wesentlich über diese Summe hinaus, 
so wird in allgemeiner Regel zur Konsolidation geschritten).

Wenn es wegen der unbekannten Dauer des Krieges auch ungewiss ist, was 
die Zukunft bringt, so darf doch der Hoffnung Ausdruck gegeben werden, 
dass, vorausgesetzt es gelingt, die landwirtschaftliche Produktion genügend zu 
heben und unserem Lande die für seine Industrie unerlässlichen Rohstoffzu
fuhren zu sichern, eine durch Rationierung und Steuerbezug bewirkte vernünf
tige Einschränkung des Verbrauchs ermöglichen wird, die Gefahr einer Infla
tion zu beschwören und so durch Erhaltung der Kaufkraft des Schweizerfran
kens die wirtschaftliche Zukunft der Schweiz insbesondere auch für die Zeit 
nach dem Kriege zu sichern.

10. A ce sujet, cf. le rapport (non reproduit) du 24 septembre 1942 intitulé Wie bestreitet die 
Schweiz ihre ausserordentlichen Kriegsaufwendungen?
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Le Ministre de Suisse à Vichy, W. Stucki, 
au Chef du Département politique, M. Pilet-Golaz

L Vichy, 20. Mai 1942

Bei meinem letzten Besuch in Bern teilte ich Ihnen mit, dass mir zu Ohren ge
kommen sei, Laval bedaure beim Bundesrat das Agrément für Herrn Pucheu 
nachgesucht zu haben1. Die Quelle für diese Nachricht schien mir immerhin 
nicht erstklassig zu sein. Ich deutete auch an, dass Herr Pucheu bei den Deut
schen nicht mehr «persona grata» zu sein scheine. Unmittelbar vor meiner Ab
reise ersuchten Sie mich telephonisch, festzustellen, ob es richtig sei, dass die 
französische Regierung auf deutschen Druck hin in Aussicht nehme, die fran-

1. Agrément accordé par le Conseil fédéral le 24 avril, sur préavis du Ministre Stucki (PVCF  
N° 699, E 1004.1 1/420).
Cf. aussi E 2001 (E) 1/34.
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zösische Botschaft in Bern in eine Gesandtschaft umzuwandeln, wobei immer
hin diese Änderung nicht vorgenommen würde, so lange der gegenwärtige Bot
schafter auf seinem Posten sei. Ferner sollte ich abklären, ob es richtig sei, dass 
Laval, ebenfalls auf deutschen Druck, von der Ernennung des Herrn Pucheu 
zum Botschafter in Bern Umgang nehmen wolle.

Sofort nach meiner Rückkehr habe ich mich bemüht, diese Dinge abzuklä
ren. In Bestätigung einer Ihnen bereits gemachten Mitteilung kann ich Ihnen 
folgendes berichten:

Weder Herrn Rochat noch Herrn Laval selber ist irgend etwas davon be
kannt, dass von deutscher oder italienischer Seite gegen die Beibehaltung der 
französischen Botschaft in Bern Einspruch erhoben wäre und man versichert 
mir, dass Frankreich nicht daran denke, eine solche Änderung vorzunehmen.

Das Dekret, welches Herrn Pucheu zum französischen Botschafter in Bern 
ernennt, ist seit langem von Marschall Pétain sowohl wie vom Chef der Regie
rung unterzeichnet. Herr Rochat hat aber von letzterem vor cirka 10 Tagen 
Weisung erhalten, die Publikation im «Journal officiel» vorläufig nicht vorzu
nehmen und zuzuwarten. Der Grund liegt darin, dass Laval von verschiedener 
Seite erfahren hat, Pucheu habe sich ungünstig über ihn und seine Politik ge- 
äussert und deshalb ernstlich daran denke, die Ernennung nicht vorzunehmen. 
Ein Entscheid ist bis jetzt nicht gefallen. Rochat sagte mir vorgestern, Laval 
werde mir nach seiner Rückkehr aus Paris hierüber direkt Erklärungen abge
ben. Ob, wenn auf die Ernennung des Herrn Pucheu definitiv verzichtet wird, 
der bisherige Botschafter auf seinem Posten bleibt, ist wahrscheinlich, aber 
keineswegs entschieden.

Unser Yize-Konsul in Marseille hat mir, und wie es scheint auch Ihnen, eine 
etwas sensationell gehaltene Mitteilung zukommen lassen, wonach ein deut
scher Offizier anlässlich eines Vortrages in Marseille behauptet haben soll, La
val sei mit Hitler längst darüber einig, dass nach Beendigung des Krieges die 
Schweiz aufgeteilt und nach ihren sprachlichen Gebieten den verschiedenen 
Nachbarn angegliedert werde. Eine ähnliche Mitteilung hat, wie Sie sich erin
nern werden, vor Monaten in Bezug auf Darlan zirkuliert2, worauf ich Ihnen 
ein ganz kategorisches Dementi übermitteln konnte. Ich habe die Frage Herrn 
Laval direkt unterbreiten lassen. Er hat mir durch Rochat erklären lassen, er sei 
über eine derartige Zumutung entrüstet und erkläre mit Bestimmtheit, dass hie
ran kein wahres Wort sei. Er werde mir nach seiner Rückkehr aus Paris noch 
persönlich diese Erklärung bestätigen3.

2. Cf. N° 143, note 9.
3. Cf. effectivement la lettre de Stucki à Pilet-Golaz, du 21 mai: Heute bat mich Präsident La
val zu sich, um mir folgende Mitteilungen zu machen:

1. Niemals und unter keinen Umständen hat je eine deutsche Stelle mit mir über eine Auftei
lung der Schweiz unter ihre verschiedenen Nachbarn gesprochen, weder direkt noch indirekt 
und noch weniger habe ich zu einem solchen Plan je meine Zustimmung erteilt. Ich betrachte 
die Weiterexistenz der Schweiz als eine Notwendigkeit für Frankreich und für Europa.

2. Wir haben nicht die geringste Absicht, die französische Botschaft in Bern in eine Gesandt
schaft umzuwandeln und es ist weder von deutscher noch italienischer Seite an die französische 
Regierung ein entsprechendes Ansuchen gestellt worden.

dodis.ch/47380dodis.ch/47380

http://dodis.ch/47380


21 M A I  1942 605

3. Es ist sozusagen sicher, dass Herr Pucheu nicht als französischer Botschafter nach Bern 
gehen wird. Er ist zu redselig und hat gewisse Äusserungen getan, die ihn für diesen Posten un
geeignet machen. Es ist möglich, dass ich für Admiral Bard ein Agrément nachsuchen werde. 
Ich bitte Sie, dies aber als streng vertraulich und noch keineswegs entschieden betrachten zu 
wollen.

Laval fügte bei, er habe im Moment seiner etwas überstürzten Regierungsübernahme die Pla
cierung von Pucheu in Bern als Notwendigkeit betrachtet, sich darin aber geirrt. Er bedaure, 
dem Bundesrat damit unnötige Ungelegenheiten geschaffen zu haben.

195
E 2809/1/1

Communiqué de presse de la Commission des Affaires étrangères
du Conseil national

Weggis, 21 mai 1942

La Commission des Affaires étrangères du Conseil national a siégé, les 20 et 
21 mai à Weggis, sous la présidence du Conseiller national Gut, Zurich. 
L’exposé détaillé du Conseiller fédéral Pilet-Golaz, Chef du Département poli
tique, sur la situation internationale, a été suivi d’une discussion étenduel. La 
Commission approuve, une fois de plus, la politique de neutralité du Conseil 
fédéral que le peuple doit continuer à soutenir par une attitude appropriée.

A N N E X E
E 2809/1/1

Séance de la Commission des Affaires étrangères du Conseil national2 
Weggis, 20 et 21 mai 1942

Présidence: M. Gut.
Membres présents: MM. Troillet, Perréard, Rosselet, Bärtschi, Jäggi, Schmid (Sol.), Riedener, 

Gysler, Bringolf, Reinhard (dès 20 h.).
Membres excusés: MM. Rappard et Hirzel.
Représentant
du Conseil fédéral: M. le Conseiller fédéral Pilet-Golaz, Chef du Département politique.

1. Cf. annexe au présent document.
2. Compte rendu rédigé par F. de Diesbach. D ’une manière générale, sur la Commission des 
Affaires étrangères, cf. DDS, vol. 13, note 2 au N° 329.
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